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Brüssel, 26. September 2003

Brigitte Langenhagen (EVP-ED/CDU):

"Null Toleranz gegenüber Betrug!"

"Die Behandlung der Eurostat-Affäre durch die Kommission kann nicht zufriedenstellen. Das Schauspiel in Straßburg um die Stellungnahme des Kommissionspräsidenten trägt teilweise groteske Züge. Ich will eine ordentliche und schnelle Aufklärung. Mit dem Haushaltskontrollausschuß haben wir dafür die richtige Instanz", erklärte die CDU-Europaabgeordnete Brigitte Langenhagen in Straßburg nach der Erklärung von Kommissionspräsident Romano Prodi zu den Unregelmäßigkeiten beim europäischen Statistikamt.

Es sei kein Zeichen von Transparenz, wenn hinter verschlossenen Türen und nur mit ausgesuchten Teilnehmern über die schwerwiegenden Probleme bei der Statistikbehörde diskutiert werde. Schließlich gehe es nicht um den Griff in eine Portokasse, sondern um mutmaßlichen Betrug in großem Stil, in den die Spitzen der Behörde verwickelt seien. Nach Schätzungen der europäischen Betrugsbekämpfungsbehörde OLAF betrage der Schaden zu Lasten der Steuerzahler über fünf Millionen Euro. Der Haushaltskontrollausschuß sei das richtige Gremium, um die Fakten zu prüfen und zu bewerten. "Konsequenzen müssen gezogen werden. Da gibt es für mich keinen Zweifel. Ich plädiere aber für eine sorgfältige Prüfung, statt vorschnell irgendwelche Köpfe zu fordern - und dann womöglich die Falschen zu erwischen", betonte das Mitglied des Haushaltskontrollausschusses.

Die jetzt vorgelegten Zwischenberichte und Zusammenfassungen seien ein Desaster für die Kommission, insbesondere für Kommissionsvizepräsident Neil Kinnock, der für die Reform der Kommission zuständig sei. "Seit 1999 hat er uns das Blaue vom Himmel versprochen. Die strukturellen Probleme sind offensichtlich nicht beseitigt. Wenn ich mir diesen Fall jetzt ansehe, habe ich gehörige Zweifel am Reformwillen. Die Anzeichen lagen seit Jahren auf dem Tisch, aber unternommen wurde nichts. Das ist nicht der verantwortungsbewußte Umgang mit Steuergeldern, wie ich ihn fordere", kritisierte Langenhagen.

Das Ausmaß der Betrugsvorwürfe sei noch größer als bisher angenommen. Die komplizierten Sachverhalte aufzuklären werde keine einfache Angelegenheit sein. Aber es müsse nicht nur die Frage nach dem Schaden beantwortet werden. "Ich erwarte eine Antwort auf die Frage nach der politischen Verantwortung. Und ich erwarte vor allem Vorschläge zu einer wirklichen Umgestaltung der Verwaltung. Es steht nicht weniger auf dem Spiel als das Image Europas", sagte die niedersächsische Abgeordnete abschließend.

Für weitere Informationen: Büro Brigitte Langenhagen, Tel.: +32-2-2845325
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